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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 26. Juni
2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten
einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin streitet im Berufungsverfahren noch um die Bewilligung einer Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit.

Die 1949 geborene KlÃ¤gerin erlernte von April 1965 bis Oktober 1968 den Beruf
einer Einzelhandelskauffrau. Seitdem war sie durchgehend bis 1998 in diesem Beruf
beschÃ¤ftigt. Zuletzt â�� seit Mai 1993 â�� arbeitete sie ca. 22 Stunden
wÃ¶chentlich im Lebensmitteleinzelhandel der Firma C-Markt GmbH im E-Center.
Ihre TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin bestand im Aus- und Einpacken von Waren, im
Heben und Tragen von Kisten und in der Aufgabe von Bestellungen.

Am 6. April 1998 wurde bei der KlÃ¤gerin computertomographisch ein
Bandscheibenvorfall bei L5/S1 links festgestellt. Seitdem war die KlÃ¤gerin
arbeitsunfÃ¤hig; vom 20. Mai 1998 an bezog sie Krankengeld.
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Am 7. Juli 1998 beantragte die KlÃ¤gerin eine Rente wegen Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Nach Feststellung und Bejahung der versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen lieÃ� die Beklagte die KlÃ¤gerin von dem OrthopÃ¤den Dr. R
medizinisch begutachten. In seinem Gutachten vom 12. August 1998 diagnostizierte
dieser einen mediolateralen Prolaps L5/S1 links mit radikulÃ¤rer
Schmerzausstrahlung bei degenerativen VerÃ¤nderungen (Osteochondrose,
Spondylarthrose) und langbogiger muskulÃ¤rer Fehlhaltung. Im Vordergrund
stÃ¼nden die Beschwerden und FunktionseinschrÃ¤nkungen wegen des
Bandscheibenvorfalls links und der hieraus entstehenden Schmerzen. Arbeiten mit
Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule, mit starker Rumpfbeugung oder hÃ¤ufigem
Vorbeugen, mit hÃ¤ufigem Drehen der WirbelsÃ¤ule, Heben und Tragen von Lasten
Ã¼ber 5 kg, Arbeiten mit KÃ¤lte, NÃ¤sse oder Zugluft-Exposition sowie Stehen und
Gehen (Ã¼ber 30 Minuten) seien nicht zumutbar. Damit kÃ¶nnten noch leichte
TÃ¤tigkeiten auf einem rÃ¼ckengerechten Arbeitsplatz und mit der MÃ¶glichkeit
des Wechsels der KÃ¶rperhaltung zum Stehen oder Gehen verrichtet werden.
Leichte FrauentÃ¤tigkeiten seien zumutbar. Im zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf als
Einzelhandelskauffrau mit AuffÃ¼llen von Regalen und KassentÃ¤tigkeit bestehe
eine deutliche EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens. Dieser Beruf sei auf
Dauer nicht mehr zumutbar. FÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten im Sitzen und
mit rÃ¼ckengerechtem Arbeitsplatz bestehe mittelfristig eine vollschichtige
Einsetzbarkeit.

Gleichzeitig zog die Beklagte ein sozialmedizinisches Gutachten des MDK Berlin
(Internistin Dr. M) vom 11. August 1998 bei. Danach bestehe wegen des
Bandscheibenvorfalls L5/S1 und einer Protrusion L4/5 weiterhin ArbeitsunfÃ¤higkeit
fÃ¼r die TÃ¤tigkeit einer Einzelhandelskauffrau mit teilweise schwerer
kÃ¶rperlicher Arbeit.

Auf dieser Grundlage lehnte die Beklagte den Rentenantrag der KlÃ¤gerin mit
Bescheid vom 28. August 1998 ab. Mit den Ã¤rztlich festgestellten Leiden sei sie
noch in der Lage, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt als Mitarbeiterin in einer
Registratur oder Poststelle mit einfacher Arbeit in der RechnungsprÃ¼fung
vollschichtig tÃ¤tig zu sein und leichte TÃ¤tigkeiten im Sitzen und mit
rÃ¼ckengerechtem Arbeitsplatz und der MÃ¶glichkeit des Wechsels der
KÃ¶rperhaltung zum Stehen und Gehen auszuÃ¼ben. Damit sei sie weder berufs-
noch erwerbsunfÃ¤hig.

In ihrem hiergegen erhobenen Widerspruch fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin aus, bei ihr
bestÃ¼nden degenerative VerÃ¤nderungen der LendenwirbelsÃ¤ule bei einem
Zustand nach Bandscheibenprolaps mit radikulÃ¤rer Schmerzausstrahlung und
neurologischen Ausfallerscheinungen, eine HÃ¼ftgelenksdysplasie beiderseits
sowie eine Hypertonie. Die Beklagte habe nur einen Teil dieser Erkrankungen
berÃ¼cksichtigt und diese in ihrer IntensitÃ¤t deutlich unterbewertet. Sie leide an
schweren Funktions- und BewegungseinschrÃ¤nkungen der WirbelsÃ¤ule,
einhergehend mit chronischen SchmerzzustÃ¤nden sowie neurologischen
Ausfallerscheinungen. Sie sei auÃ�erstande, selbst leichte Frauenarbeiten im
Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen unter betriebsÃ¼blichen Bedingungen
vollschichtig auszuÃ¼ben. Die von der Beklagten benannten
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VerweisungstÃ¤tigkeiten Ã¼berforderten sie schon gesundheitlich, weil eine
MÃ¶glichkeit zum selbstbestimmten Haltungswechsel nicht bestehe. AuÃ�erdem
seien sie ihr nicht zumutbar.

Hierauf veranlasste die Beklagte eine weitere Begutachtung der KlÃ¤gerin durch
den Nervenarzt Dr. K, der in seinem Gutachten vom 14. Januar 1999 den
Bandscheibenvorfall L5/S1 bestÃ¤tigte und neurologische AusfÃ¤lle nicht feststellen
konnte. Seit der ArbeitsunfÃ¤higkeit und der Vermeidung von Belastungen sowie
intensiver Therapie hÃ¤tten sich die RÃ¼ckenschmerzen der KlÃ¤gerin sehr
gemindert. Zur Zeit bestehe ein leichter Dauerschmerz. Bei entsprechender
Schonhaltung bestÃ¼nden keine BewegungseinschrÃ¤nkungen. Eine leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit erscheine insoweit mÃ¶glich.

Mit Bescheid vom 15. Juli 1999 wies die Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin
zurÃ¼ck. Die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Berufs-
bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit seien nicht erfÃ¼llt. Die zusÃ¤tzlich durchgefÃ¼hrte
Ã¤rztliche Begutachtung habe keine weitere EinschrÃ¤nkung des festgestellten
LeistungsvermÃ¶gens ergeben. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten, Ã¼berwiegend im Sitzen, verbunden mit Gehen und Stehen,
vollschichtig verrichten. Mit ihrer Ausbildung als Kauffrau im Einzelhandel sei die
KlÃ¤gerin damit im kaufmÃ¤nnisch-verwaltenden Bereich von Handels- und
Wirtschaftsunternehmen vollschichtig einsatzfÃ¤hig.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 2. August 1999 Klage erhoben, zu deren
BegrÃ¼ndung sie ihr Vorbringen aus dem Widerspruchsverfahren vertieft und
ergÃ¤nzend â�� zu der Frage der VerweisungsmÃ¶glichkeiten fÃ¼r eine gelernte
VerkÃ¤uferin â�� auf ein Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 9. Dezember 1999 (S
11 RA 474/97 [8]) Bezug nimmt, das sie zu den Gerichtsakten gereicht hat.

Das Sozialgericht hat ein sozialmedizinisches Gutachten des MDK Berlin (Dr. H) vom
16. Juli 1999 beigezogen. Die KlÃ¤gerin wurde darin als weiter arbeitsunfÃ¤hig
angesehen. Die Beschwerdesymptomatik habe sich zwar wesentlich gebessert, eine
Verschlechterung sei aber bei erneutem Heben und Tragen von Lasten sowie
BÃ¼cken jederzeit gegeben. AuÃ�erdem hat das Sozialgericht Befundberichte der
die KlÃ¤gerin behandelnden OrthopÃ¤den M vom 15. Dezember 1999 sowie K vom
21. Dezember 1999 eingeholt. SchlieÃ�lich hat das Sozialgericht den OrthopÃ¤den
Dr. Dr. K Z mit der Erstellung eines orthopÃ¤dischen Gutachtens Ã¼ber die
KlÃ¤gerin beauftragt. In seinem am 7. April 2000 erstellten Gutachten stellt dieser
folgende Diagnosen:

1. WirbelsÃ¤ulensyndrom mit WirbelsÃ¤ulenfehlstatik und
WirbelsÃ¤ulenverschleiÃ� bei Zustand nach Bandscheibenvorfall im Bereich der
unteren LendenwirbelsÃ¤ule mit Nervenwurzelreizsyndromen im Bereich der
unteren ExtremitÃ¤ten, konsolidiert, links. Reversible funktionelle StÃ¶rungen an
der WirbelsÃ¤ule mit Blockierungen, Ligamentosen und Gelenkreizerscheinungen;
2. polyarthralge Beschwerden und Gelenkreizerscheinungen der groÃ�en und
kleinen KÃ¶rpergelenke mit Gelenk-Knorpel-VerschleiÃ� sowie Weichteilaffektionen,
aktuell mit Beteiligung beider Schultergelenke;
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3. Venenleiden der unteren ExtremitÃ¤ten;
4. Adipositas.

Insgesamt sei es zu einer allmÃ¤hlichen Konsolidierung des
Bandscheibenvorfallleidens gekommen. Mit ihren Krankheiten am Haltungs- und
Bewegungsapparat kÃ¶nne die KlÃ¤gerin alle angepassten, leichten TÃ¤tigkeiten
vollschichtig verrichten, die das verminderte LeistungsvermÃ¶gen
berÃ¼cksichtigten. GrundsÃ¤tzlich kÃ¶nne die KlÃ¤gerin vollschichtig tÃ¤glich alle
leichten Arbeiten verrichten. Dabei seien folgende EinschrÃ¤nkungen zu
berÃ¼cksichtigen: Ausschluss von Feuchtigkeit, Zugluft, Hitze, KÃ¤lte, Staub und
sonstigen Stressoren; notwendig sei ein "Wechsel der Haltungsarten zwischen
Gehen, Stehen und Sitzen oder Ã¼berwiegend im Sitzen. Ein Haltungswechsel
(mÃ¼sse) mÃ¶glich sein, um eine Ã�berbeanspruchung zu vermeiden". Wegen der
hÃ¤ufig einschieÃ�enden Schmerzen von Seiten der
LendenwirbelsÃ¤ulenproblematik seien einseitige kÃ¶rperliche Belastungen,
TÃ¤tigkeiten unter Zeitdruck, mit festgelegtem Arbeitsrhythmus und an laufenden
Maschinen zu vermeiden. Es kÃ¶nnten Lasten bis zu 5 kg gehoben, getragen und
bewegt werden. Wechselschichten seien mÃ¶glich, Nachtschichten wegen der
nÃ¤chtlichen Schmerzprobleme nur eingeschrÃ¤nkt. TÃ¤tigkeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten seien zu vermeiden. Prinzipiell sei dieses Leistungsmuster als
Endzustand aufzufassen, da es sich um VerschleiÃ�erkrankungen handele, welche
irreversibel seien. Wegen der weiteren Einzelheiten dieses Gutachtens wird auf die
Gerichtsakte Bezug genommen.

Mit Urteil vom 26. Juni 2001 hat das Sozialgericht Berlin die Klage abgewiesen und
zur BegrÃ¼ndung, wegen deren Einzelheiten auf die Gerichtsakte Bezug
genommen wird, im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Zwar kÃ¶nne die KlÃ¤gerin aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr in ihrem bisherigen Beruf als gelernte
VerkÃ¤uferin arbeiten. BerufsunfÃ¤higkeit sei jedoch nicht gegeben, weil sie
zumutbar auf leichte BÃ¼rotÃ¤tigkeiten verwiesen werden kÃ¶nne. So kÃ¶nne sie
etwa im kaufmÃ¤nnisch-verwaltenden Bereich von Handels- und
Wirtschaftsunternehmen arbeiten. Ob auch eine TÃ¤tigkeit als Kassiererin an
Sammel- bzw. Etagenkassen in KaufhÃ¤usern oder groÃ�en
BekleidungsgeschÃ¤ften in Betracht komme, kÃ¶nne deshalb dahinstehen. Nach
den Feststellungen des Gutachters Dr. Dr. Z kÃ¶nne die KlÃ¤gerin nÃ¤mlich
immerhin noch leichte Arbeiten im Wechsel der Haltungsarten mit den weiteren
genannten EinschrÃ¤nkungen verrichten, womit sie auch in einer BÃ¼rotÃ¤tigkeit,
die heutzutage sehr wohl einen Haltungswechsel erlaube, vollschichtig arbeiten
kÃ¶nne.

Gegen das ihr am 7. September 2001 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 17.
September 2001 Berufung eingelegt, mit der sie nur noch die Bewilligung einer
Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit geltend macht. Die vom Gutachter Dr. Dr. Z
aufgefÃ¼hrten qualitativen EinschrÃ¤nkungen der LeistungsfÃ¤higkeit gingen weit
Ã¼ber das hinaus, was vom Begriff der "leichten TÃ¤tigkeiten" mitumfasst sei.
AuÃ�erdem genieÃ�e sie unstreitig qualifizierten Berufsschutz als gelernte
VerkÃ¤uferin, so dass ihr zumindest eine objektiv und subjektiv zumutbare
VerweisungstÃ¤tigkeit konkret benannt werden mÃ¼sse. Das vom Sozialgericht
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angefÃ¼hrte TÃ¤tigkeitsfeld im kaufmÃ¤nnisch-verwaltenden Bereich von Handels-
und Wirtschaftsunternehmen genÃ¼ge dieser Bezeichnungspflicht nicht.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 26. Juni 2001 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 28. August 1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.
Juli 1999 zu Ã¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, ihr, ausgehend von einem
Leistungsfall am 6. April 1998, Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 1. Mai 1998 zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie stimmt der KlÃ¤gerin darin zu, dass in dem mit der Berufung angefochtenen
Urteil des Sozialgerichts eine konkrete VerweisungstÃ¤tigkeit hÃ¤tte benannt
werden mÃ¼ssen. Gleichzeitig hÃ¤lt sie daran fest, dass die KlÃ¤gerin auf eine
berufliche TÃ¤tigkeit als Kassiererin an Sammelkassen bzw. Etagenkassen in
KaufhÃ¤usern oder groÃ�en BekleidungsgeschÃ¤ften verweisbar sei.

Das Landessozialgericht hat Befundberichte der die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte
Dr. H (Unfallarzt, Behandlung nach einem Hundebiss) vom 4. Februar 2002 sowie
Dres. K und M (behandelnde OrthopÃ¤den, letzte Konsultation: 8. Juni 2000) vom
14. Februar 2002 eingeholt, wegen deren Inhalt auf die Gerichtsakte Bezug
genommen wird.

Die KlÃ¤gerin hat folgende berufskundliche Unterlagen eingereicht, wegen deren
Inhalt jeweils auf die Gerichtsakte Bezug genommen wird:

1. Auskunft des Landesarbeitsamtes Sachsen-Anhalt-ThÃ¼ringen an das
ThÃ¼ringer Landessozialgericht vom 21. Januar 1998;

2. Auskunft der C & A Mode Hauptverwaltung an das ThÃ¼ringer
Landessozialgericht vom 9. Juli 1998;

3. Auskunft der Firma Peek & Cloppenburg an das ThÃ¼ringer Landessozialgericht
vom 5. August 1998;

4. Auskunft der Firma Peek & Cloppenburg an die Beklagte vom 17. November
1997;

5. Auskunft der Firma Peek & Cloppenburg an das Sozialgericht Cottbus vom 10.
September 1999.

Der Senat hat daneben eine Auskunft der Firma Peek & Cloppenburg an das
Sozialgericht Gelsenkirchen vom 3. August 2001 in das Verfahren eingefÃ¼hrt, in
der auf Anfrage bestÃ¤tigt wird, dass die Angaben in der Auskunft an das
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ThÃ¼ringer Landessozialgericht vom 5. August 1998 noch zutrÃ¤fen.

In WÃ¼rdigung der genannten berufskundlichen Unterlagen hÃ¤lt die Beklagte an
der Benennung des Verweisungsberufs "Kassiererin in einem groÃ�en
BekleidungsgeschÃ¤ft" fest. Hierbei handele es sich um kÃ¶rperlich leichte Arbeit,
die Ã¼berwiegend sitzend ausgeÃ¼bt werde, wobei gelegentliches Stehen und
Gehen mÃ¶glich sei. Der jeweiligen Kassiererin sei der Bewegungsablauf praktisch
selber freigestellt. AuÃ�erdem hat die Beklagte eine berufskundliche Stellungnahme
ihres Berufskundlichen Dienstes vom 6. MÃ¤rz 2003 zu den Akten gereicht, in der
es u.a. heiÃ�t, bei Kassiererinnen an Etagenkassen in groÃ�en
BekleidungsgeschÃ¤ften handele es sich um eine TÃ¤tigkeit, die grundsÃ¤tzlich im
Sitzen verrichtet werde. Ein im Einzelfall vorkommender Wechsel des Einsatzes von
Kassiererinnen im Bereich Einpacken und AushÃ¤ndigen der Waren fÃ¼hre zu einer
TÃ¤tigkeit im Stehen und Gehen. Die KerntÃ¤tigkeit werde jedoch im Sitzen
erledigt. Dabei sei jedoch keine starre, weitgehend unbewegte Sitzposition
einzunehmen; vielmehr kÃ¶nne die sitzende Haltung selber und damit die
WirbelsÃ¤ulenposition durch Einnahme verschiedener Sitzpositionen verÃ¤ndert
werden. Eine auf diese Weise vorgenommene Vermeidung einseitiger
KÃ¶rperhaltung sei aus medizinischer Sicht im Falle der KlÃ¤gerin ausreichend.

Wegen des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird im Ã�brigen auf
den Inhalt der Gerichtsakte und der Rentenakte der Beklagten Bezug genommen,
der, soweit wesentlich, Gegenstand der ErÃ¶rterung in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung war.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig. Sie ist jedoch unbegrÃ¼ndet, denn die
erstinstanzliche Entscheidung beurteilt die Sach- und Rechtslage im Ergebnis
zutreffend. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf BerufsunfÃ¤higkeitsrente. Sie ist
zwar gesundheitlich nicht mehr in der Lage, in ihrem bisherigen Beruf tÃ¤tig zu
sein, kann aber zumutbar auf die TÃ¤tigkeit als Kassiererin in einem groÃ�en
BekleidungsgeschÃ¤ft verwiesen werden.

Nach Â§ 43 Abs. 1 SGB VI in der hier gemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs. 2 SGB VI noch
anzuwendenden, bis 31. Dezember 2000 geltenden alten Fassung haben
Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, wenn sie berufsunfÃ¤hig sind, in den letzten fÃ¼nf Jahren vor
Eintritt der Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und vor Eintritt der
BerufsunfÃ¤higkeit die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Die letztgenannten versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt.

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a.F. Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
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Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten
zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten
entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer
Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht,
wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung von BerufsunfÃ¤higkeit ist danach der
"bisherige Beruf", den der Versicherte ausgeÃ¼bt hat (stÃ¤nd. Rspr., vgl. nur BSG,
Urteil vom 24. MÃ¤rz 1983, 1 RA 15/82, SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 107). In der Regel
ist dies die letzte nicht nur vorÃ¼bergehende versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit. Der bisherige Beruf der KlÃ¤gerin in diesem Sinne
ist derjenige einer als VerkÃ¤uferin im Lebensmitteleinzelhandel tÃ¤tigen
ausgebildeten Einzelhandelskauffrau, als welche sie zuletzt seit Mai 1993 bei der
Firma C-Markt GmbH tÃ¤tig war. Diesen Beruf kann die KlÃ¤gerin zur Ã�berzeugung
des Senats aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr ausÃ¼ben, was auch
zwischen den Beteiligten unstreitig ist und deshalb keiner besonderen Vertiefung
bedarf. Ihre TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin brachte nÃ¤mlich teilweise eine schwere
Belastung des Bewegungsapparats mit sich, die die KlÃ¤gerin nach den
Ã¼bereinstimmenden Aussagen aller Ã¤rztlichen Gutachten aufgrund ihrer kranken
WirbelsÃ¤ule im Zustand nach einem Bandscheibenvorfall zu vermeiden hat.

Allein deshalb besteht aber noch keine BerufsunfÃ¤higkeit. Eine solche liegt
nÃ¤mlich erst vor, wenn es nicht zumindest eine andere berufliche TÃ¤tigkeit gibt,
die ihr sozial zumutbar und fÃ¼r sie sowohl gesundheitlich als auch fachlich
geeignet ist. Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit richtet sich nach
der Wertigkeit des bisherigen Berufs. Zur Erleichterung dieser Beurteilung hat das
Bundessozialgericht in stÃ¤ndiger Rechtsprechung (vgl. nur Urteil vom 11. Mai
2000, B 13 RJ 43/99 R, m.w.N.; Urteil vom 24. MÃ¤rz 1998, B 4 RA 44/96 R, jeweils
zitiert nach juris) die Berufe der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese
Berufsgruppen sind ausgehend von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der
Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufs haben, gebildet worden. Die Gruppen
werden in der Angestelltenversicherung charakterisiert durch die Leitberufe, deren
hohe QualitÃ¤t regelmÃ¤Ã�ig auf einem Hochschulstudium oder einer
vergleichbaren Qualifikation beruht (6. Stufe), die zwar ein abgeschlossenes
Studium voraussetzen, jedoch Kenntnisse und Fertigkeiten unterhalb der obersten
Stufe erfordern (5. Stufe), die eine MeisterprÃ¼fung oder den vergleichbaren
Besuch einer Fachschule voraussetzen (4. Stufe), der Angestellten mit einer
lÃ¤ngeren Ausbildung als zwei Jahre (3. Stufe), der angelernten Angestellten mit
einer Ausbildung bis zu zwei Jahren (2. Stufe) und der ungelernten Angestellten (1.
Stufe). GrundsÃ¤tzlich darf der Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
auf die nÃ¤chst niedrigere Gruppe verwiesen werden.

Mit ihrer dreieinhalbjÃ¤hrigen Ausbildung als Einzelhandelskauffrau und ihrer daran
anschlieÃ�enden TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin ist die KlÃ¤gerin unzweifelhaft â��
auch die Beklagte bestreitet dies nicht â�� auf der dritten Stufe des
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Mehrstufenschemas einzuordnen, so dass sie Berufsschutz genieÃ�t. Zur
Ã�berzeugung des Senats ist sie jedoch nicht berufsunfÃ¤hig, weil sie, wie die
Beklagte zu recht meint, sozial und gesundheitlich zumutbar auf den Beruf einer
Kassiererin in einem groÃ�en BekleidungsgeschÃ¤ft verwiesen werden kann, der
der zweiten Stufe zuzuordnen ist.

Das Krankheitsbild der KlÃ¤gerin hat der Gutachter Dr. Dr. Z in seinem
schlÃ¼ssigen und nachvollziehbaren Gutachten vom 7. April 2000 beschrieben.
Danach leidet die KlÃ¤gerin im Wesentlichen unter einem WirbelsÃ¤ulensyndrom
mit WirbelsÃ¤ulenfehlstatik und WirbelsÃ¤ulenverschleiÃ� in einem Zustand nach
Bandscheibenvorfall im Bereich der unteren LendenwirbelsÃ¤ule mit
Nervenwurzelreizsyndromen im Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten. Das
unoperierte Bandscheibenvorfallsleiden, erstmals diagnostiziert am 6. April 1998,
hat sich nach der EinschÃ¤tzung des Gutachters konsolidiert. Dass insoweit keine
Verschlimmerung eingetreten ist, bestÃ¤tigt auch der Befundbericht aus der Praxis
des die KlÃ¤gerin behandelnden OrthopÃ¤den Dr. K vom 14. Februar 2002
("gleichbleibendes Bild mit rezidivierenden Schmerzexacerbationen"), wobei
auffÃ¤llig ist, dass die KlÃ¤gerin sich, soweit aktenkundig, zuletzt im Juni 2000 in
orthopÃ¤discher Behandlung befunden hat. Hieraus kann geschlossen werden, dass
es zu keinen orthopÃ¤disch relevanten Verschlimmerungen des
Bandscheibenvorfallsleidens gekommen ist, gleichzeitig wird die vom Gutachter Dr.
Dr. Z angenommene Konsolidierung bestÃ¤tigt. Gleichzeitig steht nach dem
Gutachten des Nervenarztes Dr. K vom 14. Januar 1999 fest, dass die KlÃ¤gerin â��
entgegen ihrer durch nichts belegten Behauptung â�� nicht unter neurologischen
AusfÃ¤llen zu leiden hat.

Hiervon ausgehend erscheint die vom Gutachter Dr. Dr. Z getroffene EinschÃ¤tzung
einer vollschichtigen LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten plausibel. Das
fÃ¼r das Krankheitsbild der KlÃ¤gerin maÃ�gebliche RÃ¼ckenleiden hat sich seit
der akuten Phase im Jahre 1998 offensichtlich so gebessert, dass lediglich
qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen zu beachten sind. Im Wesentlichen
erfordern diese LeistungseinschrÃ¤nkungen einen der verminderten Belastbarkeit
der WirbelsÃ¤ule angepassten Arbeitsplatz. GewÃ¤hrleistet sein muss ein Wechsel
der Haltungsarten zwischen Gehen, Stehen und Sitzen, zumutbar ist auch eine
Arbeit Ã¼berwiegend im Sitzen. Ein Haltungswechsel muss aber mÃ¶glich sein, um
eine Ã�berbeanspruchung zu vermeiden. AuszuschlieÃ�en sind auch einseitige
kÃ¶rperliche Belastungen, TÃ¤tigkeiten unter Zeitdruck und das Bewegen von
Lasten Ã¼ber 5 kg. Diese Umschreibung des RestleistungsvermÃ¶gens stimmt auch
im Wesentlichen mit den Feststellungen des orthopÃ¤dischen Vorgutachters Dr. R
im Gutachten vom 12. August 1998 Ã¼berein, wonach fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten im
Sitzen mit rÃ¼ckengerechtem Arbeitsplatz mittelfristig vollschichtige Einsetzbarkeit
bestehe.

Nach den dem Senat vorliegenden Materialien ist die KlÃ¤gerin mit diesem
RestleistungsvermÃ¶gen noch in der Lage, als Kassiererin in einem groÃ�en
BekleidungsgeschÃ¤ft tÃ¤tig zu sein, ohne dass diese Arbeit auf Kosten ihrer
Gesundheit ginge. Entscheidend zieht der Senat fÃ¼r diese EinschÃ¤tzung die
vorliegenden AuskÃ¼nfte der Firma Peek & Cloppenburg heran. In der an das
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ThÃ¼ringer Landessozialgericht gerichteten Auskunft der Zentralen
Personalverwaltung vom 5. August 1998 heiÃ�t es, Kassiererinnen seien fÃ¼r die
ordnungsgemÃ¤Ã�e Bezahlung der von den Kunden ausgewÃ¤hlten Ware
verantwortlich. Sie nÃ¤hmen Bargeld oder Schecks an oder erstellten bei
EinkÃ¤ufen mit Euroscheckkarte den Abbuchungsbeleg. Die Ware werde mit dem
Handscanner erfasst, nach Bezahlung der Kassenbon an den Kunden Ã¼bergeben.
Die Kassiererin gebe Wechselgeld heraus, nehme FremdwÃ¤hrungen an und lasse
per Computer das herauszugebende Wechselgeld ausrechnen. ZustÃ¤ndigkeit
bestehe auch fÃ¼r die Barauszahlung bei RÃ¼ckgabe gekaufter und bezahlter
Ware. Die TÃ¤tigkeit einer Kassiererin gehe mit einer leichten kÃ¶rperlichen
Belastung einher. Die Kassiererin verrichte ihre TÃ¤tigkeit in sitzender
KÃ¶rperhaltung. Sofern sie auch am Packtisch eingesetzt werde, arbeite sie im
Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen. Besondere kÃ¶rperliche
Anforderungen bestÃ¼nden nicht, Zwangshaltungen kÃ¤men nicht vor. Diese
berufskundliche Auskunft hat die Firma Peek & Cloppenburg in einem Schreiben
vom 3. August 2001 an das Sozialgericht Gelsenkirchen auf Nachfrage
ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt. Der Senat hat deshalb keine Bedenken, seine
Entscheidung auf die Auskunft vom 5. August 1998 zu stÃ¼tzen, selbst wenn in
einer Auskunft der Firma Peek & Cloppenburg vom 10. September 1999 an das
Sozialgericht Cottbus die TÃ¤tigkeit der Kassiererin als "leicht bis mittelschwer"
eingeordnet wird. Immerhin wird auch in der Auskunft vom 10. September 1999
bestÃ¤tigt, dass die TÃ¤tigkeit der Kassiererin Ã¼berwiegend im Sitzen ausgeÃ¼bt
werde. Aufgrund der ausdrÃ¼cklichen BestÃ¤tigung vom 3. August 2001 sieht der
Senat den Widerspruch zwischen den AuskÃ¼nften vom 5. August 1998 und vom
10. September 1999 als nicht maÃ�geblich an.

Orientiert an dem Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. Dr. Z vom 7. April 2000 und in
Ã�bereinstimmung mit der berufskundlichen Stellungnahme der Beklagten vom 6.
MÃ¤rz 2003 hÃ¤lt der Senat eine TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin an der Kasse in einem
groÃ�en BekleidungsgeschÃ¤ft fÃ¼r leidensgerecht. Dabei darf nicht
unberÃ¼cksichtigt bleiben, dass zwar die KÃ¶rperhaltung fast ausschlieÃ�lich
sitzend sein dÃ¼rfte, dass aber keine starre oder unbewegte Sitzposition
eingenommen werden muss; vielmehr kann an diesem Arbeitsplatz die sitzende
Haltung und damit auch die WirbelsÃ¤ulenposition durch Einnahme verschiedener
Sitzpositionen verÃ¤ndert werden. Soweit es zusÃ¤tzlich zu einer (stehenden und
gehenden) zeitweiligen TÃ¤tigkeit am Packtisch kommt, Ã¼berfordert dies nicht
das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin, denn damit geht gerade der erwÃ¼nschte
Wechsel der Haltungsarten einher.

Der Senat folgt damit im Ergebnis den Urteilen des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 31. MÃ¤rz 2003 (L 3 RA 20/01) und des Landessozialgerichts
ThÃ¼ringen vom 23. Juni 1999 (L 6 RA 116/97), die in vergleichbaren
Fallkonstellationen gelernte VerkÃ¤uferinnen fÃ¼r verweisbar auf den Beruf der
Kassiererin in einem groÃ�en BekleidungsgeschÃ¤ft angesehen haben; hier wie dort
bestand LeistungsfÃ¤higkeit nur noch fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte Arbeiten in
wechselnder, jedoch vorzugsweise sitzender KÃ¶rperhaltung.

Zusammenfassend harmonieren damit die qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen
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der KlÃ¤gerin und die Anforderungen an die TÃ¤tigkeit als Kassiererin in einem
groÃ�en BekleidungsgeschÃ¤ft dergestalt, dass mit hinreichender Sicherheit
angenommen werden kann, eine TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin in diesem Bereich gehe
nicht auf Kosten ihrer Gesundheit.

Die bezeichnete VerweisungstÃ¤tigkeit ist der KlÃ¤gerin auch sozial zumutbar. Die
KlÃ¤gerin kann nÃ¤mlich auf solche angelernten TÃ¤tigkeiten verwiesen werden,
die eine echte betriebliche Ausbildung von mehr als drei Monaten erfordern oder die
angelernten TÃ¤tigkeiten zumindest tarifvertraglich gleichgestellt sind (vgl.
Bundessozialgericht, Urteil vom 12. Oktober 1993, 13 RJ 71/92, SozR 3-2200 Â§
1246 Nr. 38). Wenngleich hier die Anlernzeit â�� entsprechend der Auskunft der
Firma Peek & Cloppenburg vom 5. August 1998 â�� nur etwa eine Woche betragen
dÃ¼rfte, ist doch die TÃ¤tigkeit einer Kassiererin an Kassen in grÃ¶Ã�eren
BekleidungsgeschÃ¤ften dem Leitberuf des Angestellten mit einer
Ausbildungsdauer von bis zu zwei Jahren tarifvertraglich gleichgestellt. In Berlin wird
die KassierertÃ¤tigkeit der VergÃ¼tungsgruppe K 2 des Einzelhandelstarifvertrages
zugeordnet, die fÃ¼r Angestellte mit TÃ¤tigkeiten gilt, fÃ¼r die in der Regel eine
abgeschlossene zwei- oder dreijÃ¤hrige Ausbildung im Beruf erforderlich ist.
Entsprechende ArbeitsplÃ¤tze sind auch in ausreichendem MaÃ�e vorhanden,
entsprechend der Auskunft der Firma Peek & Cloppenburg vom 5. August 1998
nÃ¤mlich 550 bundesweit.

Ob der KlÃ¤gerin noch ein solcher leidensgerechter Arbeitsplatz von der
Arbeitsverwaltung vermittelt werden kann, ist fÃ¼r den Rentenrechtsstreit
unerheblich, denn das Risiko der Arbeitslosigkeit ist der Arbeitslosenversicherung
zuzuordnen und nicht der Rentenversicherung (vgl. Â§ 43 Abs. 2 Satz 4, 2. Halbs.
SGB VI).

Der Berufung war damit der Erfolg versagt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis der
Hauptsache. Die Revision war nicht zuzulassen, weil ZulassungsgrÃ¼nde nach Â§
160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG nicht gegeben sind.

Erstellt am: 05.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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